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— Besuch im High Court, wiederum mit Verhandlungsteil­
nahme auf der Richterbank und Aussprache mit den Rich­
tern dieses Gerichts, die sich zu einer ausgiebigen Frage­
stunde entwickelte;

— Referat über Rechtsprobleme der DDR vor ca. 150 Rechts­
anwälten; ,

— Empfang durch den weiblichen Gouverneur des Staates 
und anschließende Teilnahme an der feierlichen Vereidi­
gung von 2 Richtern;

— Treffen mit Vertretern der Freundschaftsgesellschaft 
Indien — DDR;

— Empfang beim Bürgermeister mit anschließender Darle­
gung einiger Grundfragen der DDR-Entwicklung vor Ver­
tretern der Stadt.

War es Ihnen möglich, sich auch zu weiteren Grundfragen 
unserer Zeit und dabei zur Rolle des Rechts sowie insbeson­
dere auch zur Politik der DDR zu äußern?

Die erwähnte Darstellung unserer Gesprächspartner und der 
durchgeführten Veranstaltungen zeigt, daß wir vielfältige 
Möglichkeiten hatten, uns zur Politik der DDR und zu den 
Grundfragen und Aufgaben des Rechts zu äußern. Ich konnte 
das bereits bei meiner Ansprache zur feierlichen Eröffnung 
des Seminars tun, in der ich auf die freundschaftliche Zu­
sammenarbeit unserer beiden Völker und die übereinstim­
menden Bemühungen um Frieden und sozialen Fortschritt 
einging. Im Grunde zogen sich diese Probleme wie ein roter 
Faden durch alle offiziellen und persönlichen Gespräche. 
Dabei reichten die Diskussionen zum Recht von den prin­
zipiellen Fragen unserer Verfassung — Einheit der Staatsge­
walt und Einordnung der Justiz in dieses System — bis zu 
praktischen Fragen der Arbeit der Gerichte. Im Seminar 
spielte die grundsätzlich lange Dauer der Gerichtsprozesse in 
Indien, die sich häufig auf mehrere Jahre erstrecken (in 
extremen Fällen sogar bis zu 20 Jahren), eine Rolle. Da ich 
mehrfach nach der Praxis der DDR in dieser Beziehung 
gefragt wurde, ging ich in meinem Referat vor den Rechts­
anwälten in Ahmedabad darauf ein. Im Zeitungsbericht des 
folgenden Tages war die kurze Dauer der Gerichtsverfahren 
in der DDR das Hauptthema.

Im Seminar bestand in den Grundfragen Übereinstim­
mung bei allen Teilnehmern. Das ergibt sich auch insbeson­
dere aus der durch Konsensus angenommenen Schlußdeklara­
tion, in der es u. a. heißt, daß die Teilnehmer aus beiden Län­
dern ihr gemeinsames Bestreben erklären, den internationalen 
Frieden und die Entspannung ebenso zu sichern wie die 
gegenseitige Zusammenarbeit zwischen Staaten unterschied­
licher gesellschaftlicher Systeme.

Wie bewerten Sie, Herr Präsident, das Ergebnis dieses Auf­
enthalts? Gibt es Vorstellungen über künftige gemeinsame 
Vorhaben?

Unser Aufenthalt in Indien gab uns die Möglichkeit, umfas­
send über die Entwicklung der DDR, insbesondere ihrer sozia­
listischen Rechtsordnung zu informieren. Wir konnten dabei 
feststellen, daß in der indischen Öffentlichkeit und in den 
Fachkreisen, mit denen wir zusammentrafen, große Sympathie 
und großes Interesse für unser Land besteht. Der skizzierte 
Umfang unseres Programms zeigt, daß wir dieses Informa­
tionsbedürfnis nur durch intensive Arbeit befriedigen konn­
ten.

Zur künftigen Zusammenarbeit wird in der bereits zitier­
ten Erklärung festgestellt, daß dieser nützliche Dialog durch 
Verbreiterung der vorhandenen Kontakte fortgesetzt wird, 
besonders durch den Austausch von Publikationen, Lektoren 
und Delegationen. Wir werden insbesondere unsere indischen 
Partner über wichtige Fragen unserer Rechtsentwicklung 
informieren und Möglichkeiten des weiteren Dialogs er­
schließen.

Das Gespräch führte Dr. G. Steffens

Aus der gemeinsamen Erklärung der Teilnehmer 
am Rechtsseminar Indien-DDR

Die indischen Teilnehmer sind der festen Meinung, daß Rechts­
anwälte und Richter in Indien eine wichtige Rolle bei der Her­
beiführung gesellschaftlicher Umgestaltungen spielen. So muß 
auch die gesamte Kultur des gerichtlichen Prozesses auf das 
Ziel der sozialen Gerechtigkeit ausgerichtet werden. Die Justiz 
kann ihre Augen nicht verschließen vor der krassen Entrech­
tung und Ausbeutung der verzweifelten und hilflosen Massen, 
die in Armut und Elend leben, obwohl doch soziale Gerechtig­
keit ein verfassungsmäßiges Grundrecht und eine sozialistische 
Ordnung eine ökonomische Notwendigkeit sind.

Die Teilnehmer aus der DDR stimmen mit ihren indischen 
Kollegen darin überein, daß das Recht und die Juristen eine 
wichtige Rolle bei der Umgestaltung der Gesellschaft in pro­
gressiver Weise spielen können. Sie sind beeindruckt von dem 
regen Interesse der indischen Teilnehmer an den Erfahrungen 
der DDR bei der Ausarbeitung und Durchsetzung des soziali­
stischen Rechts und danken den Organisatoren und ihren indi­
schen Kollegen für diesen anregenden Erfahrungsaustausch.

Die Teilnehmer beider Staaten stimmen überein in dem 
gemeinsamen Streben nach Sicherung des Weltfriedens, der 
Entspannung sowie der Zusammenarbeit von Staaten unter­
schiedlicher Gesellschaftsordnungen. Sie messen der Schaffung 
einer neuen internationalen Wirtschaftsordnung große Bedeu­
tung bei. Das entschiedene Eintreten unserer beiden Völker 
sowie aller fortschrittlichen Kräfte für den Frieden ist die le­
benswichtige Voraussetzung für den wahren Fortschritt in der 
Gesellschaft und der Rechtsordnung. In diesem Zusammen­
hang begrüßen die Teilnehmer die bevorstehende Konferenz 
der Staatsoberhäupter der nichtpaktgebundenen Länder in 
Neu Delhi.

Dieser nützliche Dialog wird fortgeführt durch den Ausbau 
der geschaffenen Kontakte, insbesondere durch den Austausch 
von Publikationen, Lektoren und Delegationen, wodurch ein 
Beitrag zum notwendigen Verständnis des jeweiligen Systems 
und zur Zusammenarbeit bei der Erreichung der gemeinsamen 
Ziele geleistet wird.

Im Staatsverlag der DDR erscheint demnächst:

Werner Böhme/Lothar Steglich/Dr. Margit Wedler:
Stärkung der Staatsmacht in den Städten und Gemeinden
Schriftenreihe „Der sozialistische Staat — Theorie, Leitung, 
Planung“
89 Seiten; EVP (DDR): 2,20 M

ln der DDR gibt es mehr als 7 500 kreisangehörige Städte und Gemeinden 
mit etwa 12 000 Ortsteilen; hier leben rund 66 Prozent unserer Bevölkerung. 
Allein diese Zahlen machen deutlich, daß der Stärkung der Staatsmacht in 
den kreisangehörigen Städten und Gemeinden besondere Aufmerksamkeit 
zugewandt werden muß.

Die Autoren vermitteln gute Erfahrungen und bewährte Methoden aus der 
Arbeit örtlicher Staatsorgane. Zugleich zeigen sie, daß die Qualifizierung 
der Tätigkeit der Staatsorgane entsprechend den Anforderungen der 80er Jahre 
viele neue Fragen aufwirft, daß Arbeitsrichtungen und Schwerpunkte neu zu 
durchdenken und zu bestimmen sind.

In der Broschüre wird die wachsende Verantwortung der örtlichen Volks­
vertretungen und ihrer Organe für die Leistungssteigerung in Industrie und 
Landwirtschaft sowie für die Lösung der kommunalpolitischen Aufgaben ein­
gehend dargestellt. In diesem Zusammenhang wird auch die Bedeutung von 
Ordnung, Disziplin und Sicherheit sowie die Arbeit mit Stadt- und Gemeinde­
ordnungen hervorgehoben. Den örtlichen Räten wie den Ständigen Kommis­
sionen für Ordnung und Sicherheit wird u. a. empfohlen, zur Sicherung der 
planmäßigen Reproduktion der Tierbestände und zur Senkung der Tierverluste 
regelmäßig zu kontrollieren, wie in den landwirtschaftlichen Betrieben die 
Stall-, Veterinär- und Hygieneordnungen eingehalten werden.

Ausführlich behandeln die Autoren Fragen der planmäßigen Gestaltung der 
gesellschaftlichen Entwicklung in Städten und Gemeinden. Sie erläutern die 
Vorbereitung und den Inhalt der Jahrespläne sowie die Rolle der Plan­
information über die Leistungsentwicklung in der Landwirtschaft. Dabei er­
örtern sie auch Prinzipien und Kennziffern des Leistungsvergleichs der ört­
lichen Staatsorgane als einer grundlegenden Methode der politischen Leitung 
ökonomischer Prozesse.

Die Autoren befassen sich ferner mit der Wirksamkeit der örtlichen Volks­
vertretungen, den Aufgaben der ständigen Kommissionen, der Rolle der Abge­
ordnetengruppen in Betrieben und LPGs sowie der Tätigkeit haupt- und 
ehrenamtlicher Bürgermeister. Weitere Abschnitte sind der Entwicklung der 
sozialistischen Gemeinschaftsarbeit zwischen Städten und Gemeinden in Ge­
meindeverbänden sowie der Verantwortung der Räte der Kreise gegenüber den 
Räten der Städte und Gemeinden gewidmet.

Der Anhang enthält u. a. eine Übersicht über Aufgaben, Rechte und Pflichten 
der Staatsorgane In Gemeinden auf ausgewählten Gebieten der Volkswirt­
schaft (mit Angabe der jeweiligen Rechtsgrundlagen).


